
Ausfertigung
EINGEGANGENAM Z O. ~JLlmH

Amtsgericht Lichtenfels

Az.: 2 C 290/10

IM NAMEN DES VOLKES

In dem Rechtsstreit

E.ON Bayern Vertrieb GmbH, vertreten durch d. Geschäftsführer Maximilian Binder. Otmar Zis-
ler. Prüfeninger Straße 20. 93049 Regensbl.I!'p
- Klägerin-

ProzessbevolJrnächtigte:
Rechtsanwälte hieber Rechtsa';l'.N3~ti'. p, i€~e"stl"a3e 2 95444 Bayreutl .•

gegen

Prozessbevollmächtigte:
Rechtsanwältin Ahrens Cornelia. Erlenstegenfl~ref~e 113, 90491 Nürnberg,

wegen Forderung

erlässt das Amtsgericht Lichtenfels durch Richterin am Amtsgericht Franz am 15.07.2011 auf
Grulld der mündlichen Verhandlung vom 24.06.2011 folgendes

Endurteil
1. Die Klage wird abgewiesen.

2. Die Klägerin hat die Kc-st~n dos Rechtsstreits zu tragen.

3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Oie Vollstreckungsschuldnerin

kann die Vollstreckung du ·cf\ Si~'1erJ1~i1~;leistungin Höhe von 110 %

des zu vollstreckenden Betragü:: ?.bwollden, wenn nicht die Vollstre-

ckungsgläubigerin vor der 'Jollstreckung Sicherheit in gleicher Höhe leis-
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tet.

Tatbestand

Die Klägerin begehrt Zahlung der von ihr hinsichtlich des Gasverbrauches des Beklagten erstell-
ten Rechnungen.

Am 31.12.2002 schloss der Beklagte mit der rränkischen Gaslieferung mbH (FGL) einen Ver-
trag über die Versorgung von Erdgas zu Sonderbedingungen. Dem Vertrag wurden die Preisricht-
linien für die Erdgasversorgung von Sondervertragskunden beigefügt. Ziffer 4.4 dieser Richtlinie
lautet hierbei wie folgt:
"Ändern sich die "preisrichtlinien" wäl)rend eines AOrechnungsjahfS. können die nach der Preis-

änderung anfallenden AbschlagsbeträQe ahne gesonderte Ablesung mit dem Vomhundertsatz
der Preisänderung entsprechend angepasst werden. Bei der Jahresendabrechnung kann der
~r die neuen Preise maßgebliche Verbrauch zeitanteilig berechnet werden, wobei jahreszeitli-
che Verbrauchsschwankungen aufgrund der für die jeweiligen Abrechnungsgruppe maßgebli-
chen' Erfahrungswerte angemessen berüeksieh~lqt werder\. 11

Die Fränkische Gasiieferungsgesellschaft mbH mit Sitz in Bayreuth ist auf Grund des Verschmel-
zungsvertrages vom 12.01.2095 sowie der Beschlüsse der Gesellschafterversammlung von
demselben Tag mit der E.ON Bayern AG rr'i'~delT Sitz in Regen'sburg versch'!'olzen. Mit Schrei-
ben vom 03.12.2004 teilte die E.ON Bayern AG dem Beklagten mit, dass die Verantwortung für
die Erdgasversorgung auf die E.ON Bayern übergegangen ist. Am 01.09.2008 wurde im Wege
der Ausgliederung nach dem Umwandlungsgesetz die KI~lgerin von der E.ON Bayern AG Re-
gensburg ausgegliedert. Alle Erdgaslieferverträge der E.ON Bayern AG sind hierbei auf die KJäge-
rin übergegangen. Am 01.09.2009 erfolgte die Umstellung auf den Tarif E.ON Erdgas Komfort.

Im streitgegenst~ndlichen ZeitraLm erhöhte d;.: (Qigerin mehrfach die Gaspreise und machte
dies öffentlich be'<annt. Mit Schr~it)en von 30.07.2005 widersprach der Beklagte der Preisanpas-
sung.

Die Klägerin macht folgende Rechnungen ge:tend:

Rechnung vom 29.11.2006 in Höhe von 651,80 €

Rechnung vom 12.12.2007 in Höhe von 1.~ße·,3~"'f

Rechnung vom 25.11.2008 in Höhe von 2.365,ng t, w'Jbei die beiden Rechnungen vom
29.11.2006 und 12.12.2007 mit b0rücksicilii:;;t wurden. Hierbei wurden nach der Behauptung der·
Klägerin 417,78 € bezahlt. .

Rechnungen vom 24.1'1.2009 in Höhe 'lOri 2.163,53 €. Hierbei wurden laut Behauptung der Kläge-
rin 791,19 € und 95.78 € bezahlt.
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Rechnung vom 30.03.2010. Hierbei wurcie ~8utBshaupturg der Klägerin alles bis auf einen Rest
von 290,·- € bezahlt, wobei Z'Nischen den P2rteien unstreitig ist, dass der Beklagte
auf diese Rechnung 615,67 € bezahlt hat.

Die Klägerin mahnte mit Schreiben vom 24.'j 1.2009,

Die Klägerin behauptet, auf Grund des Vertrages in Verbindung mit der AVB Gas V habe die Klä-
gerin ein einseitiges Leistungsbestimmungsrecht. Oie Kläger!n meint, jedenfalls aufgrund ergän-
zender Vertragsauslegung müsse ihr ein Le;:';:;:')llgsbestimmungsrechtzustehen.
Der Beklagte könne sich nicht auf die fehlüode EinbHziehung der AVB Gas V berufen, da er zu
keiner Zeit Widerspruch gegen die EinbeZlp.hungder AVB Gas Verhoben habe.

Die Klägerin beantragt:

Der Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 4.239,48 € zuzüglich
Zinsen in Höhe von 5 % über dem Basiszinssatz seit dem
05.12.2009 zu zahlen.

Der Beklagte beantragt Klageabweisuhg.

Der Beklagte meint, für diG von der Klögnrkt 'loJ~lt!nv::irnenon einseitigen Preiserhöhungen fehle
'jede Grunjlage. Er erhebt die Einrede der Verjährung gegen die Rechnung vom 29.11.2006. Der
Beklagte behauptet, die Rechnung vom 30.03.2010 habe er mit der Zahlung von 615.67 € voll-
ständig beglichen.

Die ursprüngliche Klageforderung in Hölle v~n 4.950,93 € wurde teilweise in der Sitzung vom
21.01.2011 zurückgenommen.

Wegen der Einzelheiten des Sach- und·SlJeitr.;t.3nC:eswird auf die von den Parteien gewechsel-
ten Schriflsätz.; nebst Anlagen vi.'l'wie$eri.

Entscheidungsgründe

Die zulässige Klage ist unbegründet Der Klägerin steht k~in Anspruch gegen den Beklagten auf
Zahtung tür diE! Lieferung von Erdgas betreffend die Rechnungen vom 29.11.2006,12.12.2007,
25.11.2008,24.11.2009 und 30.03.2010 gomäß §433 Abs. 2 BGB zu.
Der zwischen dem Bßklagten und der Rechtsvorgängerin der Klägenn geschlossene Gasliefe-
rungsverlrag ist ein Kaufvertrag im S;nnt=! v':m § 4338GB.

Die den Endabrechnungen vom 29.11.2006 l)~~:24.11.2009 zugrundeliegenden Forderungen
kann die Klägerin nicht be~n$p;\i·.~hBn,Ja ~1il;)'. .~',;, d~;'I<'~;~JE;;rjnvorgenommenen Preisbestimmun-
gen unwirksam sind.
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Der Klägerin steht kein Beitragsanpassungsrecht auf Grund der Allgemeinen Bestimmungen
der Preisrichtlinie, insbesondere Ziffer 4.4 zu. Diese Formularvertragsklausel ist eine allgemeine
Geschäftsbedingung im Sinne des § 305 Abs. '1 S. 18GB und unterliegt daher der Inhaltskontrol-
le der §§ 307 ff. 8GB. Diese Vertragsklausel ist unwirksam gem. § 307 Ab~. 1 S. 1 und 2 BGB,
da sie hinsichtlich des Umfangs der Preisänderung nicht klar und verständlich ist und die Kun-
den deswegen unangemessen benachteiligt. Nach der Klausel können bei Änderung der Preis-
richtlinien die nach der Preisänderung anfallenden Abschlagsbeträge mit dem vom Hundertsatz
der Preisänderung entsprechend angepasst werden. Die Klausel stellt nicht klar, auf welcher
Grundlage eine Änderung der PreisrichtHnie ~;rf(Jigt;die Preisänderung stünde damit allein zur
Disposition der Klägerin. Weiterhin lässt sich dieser Klausel auch im Wege der Auslegung nicht
entnehmen, in welchem Umfang die Preisrichtlinie in Bezug auf die Preisgruppen bei einer Ände-
rung der allgemeinen Tarife erhöht oder gesenkt werden soll. Nach der Rechtsprechung muss ei-
ne derartige Regelung ausgewOf~en sein und bei einer Erhöhung der Einkaufspreise eine ander-
weitige Kostensenkung Berücksichtigung finden. Damit weicht die Klausel nachteilig von dem in
§ 4 AVBGasV geltenden ausgewogenem Prinzip ab, wonach die Weitergabe von gestiegenen Be-
zugskosten nur insoweit zulässig ist, als die Kostensl'eigerung nicht durch rückläufige Kosten in
anderen Bereichen ausgeglichen wird. Das Äquivalen2'.verhältnis wird daher nicht gewahrt und
der Klägerin könne eine Änderung der Preisrichtlinie vornehmen, wenn ihr Einkaufspreis gestie-
gen ist, auch wenn die Kosten insgesamt nicht gestiegen sind. Oie Klausel ist daher gem. §307
Abs.1 BGB unwirksam.

Der Klagerin steht kein Recht zur"~insemgl9n Tariferhöhung auf Grund der AVBGasV zu.

D~e AVBGasV bzw. die GasG\N gelten UIY"litteltIGlr nur für sogenannte nTarifkunden" und "Grund-
versorgungsvertrageß

• Unstreitig ist der Bekil'lgte Sondervertragskunde auf Grund des mit der
FGl. am 12.02.2002 geschlossenen VE·rtrages, welsher von der Klägerin bis zur Umstellung
vom 01.09.2009 übernommen wurde.

Die Allgemeinen Bedingungen für die Ga8V9l'SariJUng von Tarifkunden sind nicht Bestandteil des
zwischen den Parteien bestehenden VElr1!ages ueworden. Unstreitig war bis zur Umstellung am
01.09.2009 der "ertrag Ifom 30.12.2002 Grundlage dos zwischen den Parteien beStehenden
Rechtsverhältnisses. Urstreitig wurden tEll Vortragsschluss am 30.12.2002 diese Allgemeinen
Bedingungen dem Beklagten nicht alJS91~h~in(H~!tund sind somit seinerzeit nicht Vertragsbestand-
teil geworden. Ob die A \/BGasV, wie von tt~rl(jäg~Jrjnbehauptet, nachträglich vereinbart und
übermittelt wurde kann dahinstehen, da aus Sicht eies Beklagten ein Sonderkundenvertrag zu
Sondertarifen bestand, der damit 'Ion vO:T,~nerein außerhalb des sachlichen Geltullgsbereichs
der AVBGasV steht. Nach den Preisrichtlinlen der der FGl, die unstreitig für das Rechtsverhält-
nis der Parteien gilt, stellt die FGL stellt diese in ihrem VersorglJngsgebiet Erdgas gemäß der
AVBGasV zu den nachstehenden Bedingungen zur Verfügung. Für die Kunden kann diese
Formulierung nur bedeuten, dass bei Sonderkunden nur die3 nachfolgenden Bedingungen gei-
ten. Insbesondere kann GlUS SiCht d"'~sKu,:(~enihm in dF.!m Punkt der Preisänderung nicht auf
die Allgemeine Verordnung zurüc:i<gegriffen werdei!. da bei den Sondervereinbarungen hierüber
gesonderte Be~;timmut1g getroH-ef, wurde. ~'JdG:~ses {l'J$ der Sicht des Kunden naheliegt, dass
es sich um eine vorrangig insoweit ab.sch;~er.~w!fJf.~egel h~ndelt (vgl. BGH NJW 2011, 50). Ein
Recht zur einseiiigen .A.r,,jerung von Pmi:,:;i1, die kain~! al!g~mGinen Tarifpreise sind, regelt § 4
AVBGasV nicht ('Jgl. aCH ßesch:L;sS vom 09.02.201'1, A.z. VIII ZR 295/09).

Aus dem UmstancJ, dass- der 8eklagte we;!d' V'.J!·; der Kiä~lerin Gas bezieht, folgt nicht eine still-
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schweigende Änderung des Vertrages. Allein aus dem weiteren Bezug folgt nicht, dass der Be-
klagte sich mit einer Vertragsänderung einverstanden erklärt hat, insbesondere da der Kläger im
Schreiben vom 30.07.2005 deutlich gemacht hat, dass er mit der Preisanpassung nicht einver-
standen ist.

Ein einseitiges Leistungsbestimmungsrecht der Klägerin folgt nicht aus §315 BGB. § 315 BGB
setzt eine ausdrücklich oder stillschweigende Vereinbarung voraus. Eine wirksame Befugnis
der Klägerin zur einseitigen Leistungsbestimmunghaben die Parteien nicht vereinbart.

Ein einseitiges Preisänderungsrecht der Klägerin lässt sich nicht aus einer ergänzenden Ver-
tragsauslegung (§§ 133, 157 BGB) herleiten. VVennAllgemeine Geschäftsbedingungen nicht Ver-
tragsbestandteil geworden oder unwirksam sind, so bleibt der Vertrag grundsätzlich nach §306
BGB im Übrigen wirksam und richtet sieh sein Inhalt gern. § 306 Abs.2 BGBnach den gesetzli-
chen Vorschriften. Hierzu zählen ebenfalls die Bestimmungen der§§ 157,133 BGB über die er-
gänzende Vertragsauslegung. Diese kornmtjedoch nur dann in Betracht, wenn sich die mit
dem Wegfall einer unwirksamen Klausel entstehende Lücke nicht durch dispositives Gesetzes-
recht füilen lässt unddl6s zu einem Ergebnis fi.ltlrt, das den beiderseitigen Interessen nicht
mehr in vertretbarer Weise Rechnung trägt, sondern das Vertragsgefüge völlig einseitigzuguns-
ten desKunden verschiebt (vg!. ßGH Beschluss vom 09.0:2.2011, Az. VIII ZR295/09). Da je-
doch die Klägerin die Mog!ichkei':einE]r l(ündlf;llng des Vertrages hat, ist ein Festhalten am Ver-
trag zu den bestellenden Bedingungen nicht ohne Weiteres unzumutbar (vgl. BGHa.a.O.
m.w.N,).

Der Beklagte hat auch nicht das Recht vervvirkt, slch darauf zu berufen, dass die AVBGasV
nicht wirksam einbezogen ist. Mit Schreiben VG:TI 30.07.2005 hat sich der Beklagte schon gegen
die einseitige Preisanpassung gewandt und insbesondere zur Frage der Berechtigung und dies-
bezüglich auf die Rechtsprechung des BGH zur Unwirksamkeit von Preisklauseln Bezug.genom-
men. Daher besteht ke'n Sachverhalt aus dem sich eine Verwirkung herleiten ließe.

Der Klägerinstehtauch kein Anspruch auf ZahJlJng VOlT 290,- €auf Grund der Rechnung vom
30.03.2010 zu. DiaseHechnung bezieht sieh auf einen Zeitraum,in dem bereits die. Umstellung
auf den N'Jrmaltarif E.QN Erdgas Komforterfo!gUst Unstr<-titighat der Beklagte 615,67 €be-
zahlt Zum einen ergiblsich aus demSGhrzi!)en vorn 20J}!5.2010 eier Klägerin an den Beklagten
(Anlage B 9), dass die f<!ägerin bezüglicll. eier Endabrechnung 2010 von einer offenen Forderung
von 615,67 € ausgeht. Zum ande,en er!:libtsicr\ <KI:S der f.ndabrechnung vom 30.03.2010 (Anla-
ge K 9) eine Position 'sonstige Fr..rder;Jl'igen" Hl Höh\::von 290,-- €, die die Kfägerin geltend
macht. Worauf sich die Position sonstig,=:Fordl;i"iJngel1 In Höhe von 290,- € bezieht, ist nicht er-
siohtlich und steht im \l'liderspruch zu dem Schreiben vom 20. Mai 2010, so dass der KJägerin
keine weiteren Ansprüche auf Grund der Endabrechnuno vom 30.03.2010 zustehen.

Die l(ostenentschHidunp borvht cHlf §§ Hi t'\bs. " 269 Abs. 3 ZPO.

Die vorläufige Vollstreckbarkeit ,srqiht sic:h ~~us§§ 108 NI'. 11, 711 ZPO.



gez.

Franz
Richterin am Amtsgericht
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Der Streitwert wird auf4.950,93 € festgesetzt.

Verkündelam15.07.2011

gez. '.
Helfer ,JSekr'ir;
Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle


